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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 13 R 221/13 B 
 
L 9 R 35/10 ZVW (LSG Baden-Württemberg) 
S 9 R 2943/04 (SG Stuttgart) 
 
 
 
………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Adalbert-Stifter-Straße 105, 70437 Stuttgart, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 11. September 2013 durch den 

Richter   G a s s e r    als Vorsitzenden sowie den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 14. Mai 2013 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Baden-Württemberg hat im Urteil vom 14.5.2013 einen Anspruch des Klägers auf 

Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Der Kläger macht mit seiner beim BSG erhobenen Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision in dem genannten LSG-Urteil ausschließlich einen Verfahrensmangel geltend. 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Beschwerdebegründung vom 22.8.2013 ge-

nügt nicht der vorgeschriebenen Form, denn er hat einen Verfahrensmangel nicht ordnungsge-

mäß bezeichnet (§ 160 Abs 2 Nr 3 iVm § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Hierzu müssen die tatsächlichen Umstände, welche den geltend gemachten Verfahrensverstoß 

begründen sollen, substantiiert und schlüssig dargetan und darüber hinaus muss dargestellt 

werden, inwiefern die angefochtene Entscheidung auf diesem Verfahrensmangel beruhen kann 

(vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 4, Nr 21 RdNr 4 - jeweils mwN; Krasney in Kras-

ney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 202 ff). 

Dabei ist zu beachten, dass ein Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 

Abs 1 S 1 SGG gestützt werden kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 Teils 2 SGG) und dass die Rüge einer 

Verletzung der Sachaufklärungspflicht nach § 103 SGG nur statthaft ist, wenn sie sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 

Abs 2 Nr 3 Teils 3 SGG). 

 

Die Beschwerdebegründung des Klägers wird diesen Anforderungen nicht gerecht. Dieser rügt 

eine Verletzung der gerichtlichen Amtsermittlungspflicht (§ 103 SGG), weil das LSG keine Not-

wendigkeit gesehen habe, von Amts wegen ein psychokardiologisches Gutachten von Prof. 

Dr. H.                       einzuholen. 

 

Der Kläger hat jedoch eine unzureichende Sachaufklärung durch das LSG nicht in einer Weise 

dargestellt, dass sich der Verfahrensmangel bei Zugrundelegung der Angaben der Beschwer-

debegründung allein aus dieser schlüssig ergibt. Eine solche Rüge muss folgende Punkte ent-

halten: (1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisan-

trags, dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund 

derer bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen und zu weiterer Sachaufklä-

rung drängen müssen, (3) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Be-

weisaufnahme und (4) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeb-

lich fehlerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des 

behaupteten Ergebnisses der Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus zu einem 

anderen, dem Beschwerdeführer günstigen Ergebnis hätte gelangen können (stRspr, vgl Se-

natsbeschluss vom 12.12.2003 - SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5; BSG vom 
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19.11.2007 - SozR 4-1500 § 160a Nr 21 RdNr 5; Senatsbeschluss vom 3.12.2012 - B 13 R 

351/12 B - Juris RdNr 6 mwN). 

 

Der Senat kann offenlassen, in welchem Umfang die Beschwerdebegründung des Klägers die 

vorgenannten Voraussetzungen erfüllt. Für einen schlüssigen Vortrag zum Vorliegen einer Ver-

letzung der Sachaufklärungspflicht fehlt es jedenfalls bereits an der erforderlichen Darlegung der 

Voraussetzungen von § 118 Abs 1 S 1 SGG iVm § 412 Abs 1 ZPO. Hiernach erfordert eine 

neue Begutachtung, dass das (bzw die) bereits vorhandene(n) Gutachten "ungenügend" ist 

(sind); weshalb dies der Fall sein soll, ist in der Beschwerdebegründung im Einzelnen darzu-

stellen (Senatsbeschluss vom 20.12.2012 - B 13 R 333/12 B - Juris RdNr 7 mwN). 

 

Der Kläger hat jedoch nicht dargelegt, dass die Sachverständigengutachten des Internisten und 

Kardiologen Dr. M.              und des Neurologen und Psychiaters Prof. Dr. K.            (einschließ-

lich deren ergänzenden Stellungnahmen), auf die das LSG wesentlich seine ablehnende Ent-

scheidung gestützt hat, schwere Mängel aufweisen, in sich widersprüchlich sind, von unzulässi-

gen Voraussetzungen ausgehen oder Zweifel an der Sachkunde oder Sachdienlichkeit der 

Sachverständigen erwecken. Nur unter diesen Voraussetzungen könnte das Berufungsgericht 

verpflichtet gewesen sein, ein weiteres Gutachten einzuholen (vgl BSG vom 23.5.2006 - B 13 RJ 

272/05 B - Juris RdNr 7). Allein die bloße Behauptung, der Sachverständige Prof. Dr. H.         -

          verfüge als Psychokardiologe im Vergleich zu den gehörten Sachverständigen "über eine 

überlegene Erfahrung bezüglich des beim Kläger vorliegenden Krankheitsbildes und der 

Wechselwirkungen zwischen psychischer Erkrankung und der Herzerkrankung und die bessere 

Sachkunde", reicht nicht aus. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zu-

ziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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